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Verkündet In Sachen

am 310 Juli 1958
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Klägerin und Revisionskläg€rin‚

g e g e n

000000000000.....................OOOODOOIQOCOOOOU,

Beklagte und Revisionsbeklag■e,

Beigelauene: 1) bis 3)

hat der Bo Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 31° Juli 1958

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Lendessozialgerichts Schleswig vom 6° April 1955

aufgehoben„ Der Rechtsstreit wird zu neuer Ver—
_

handlung und Entscheidung an das Lundessozialge—

richt zurückvervziescn°

Von Rechts wegen
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Die Klägerin beschäftigte vom Oktober 1949 an den Beigeladenen

Bxxxx als Anzeigen- und Abennentenwerber auf Grund mündlicher

Vereinbarung, die am 22° Oktober 1949 wie folgt bestätigt wurde:

"Wir übertragen Ihnen die Anzeigenwerbung im gesamten Kreis—
gebiet Stormarn mit Ausnahme der Ortschaften Ahrensburg und
Bargteheide mit Umgebung; sowie versuchsueise Stadt— und
Rendgebiet der Hansestadt Lübecko

Die Irovision für alle direkt eingereichten Anzeigeaufträge,
die auf Grund der von Ihnen ctätigten Abschlüsse hier ein—
gehen, beträgt 15% (fünfzehn) auf den hettorechnungsbetrago

Für Anzeigenaufträge von Kunden, die nachweislich von Ihnen
besucht und bearbeitet werden sind, ihre Abschlüsse auf Grund
besonderer Vereinbarun en aber mit unserer Anzeigen—Abteilung
tätigen und Aufträge ohne Ihre Vermittl.un hier einreichen,
gewähren wir Ihnen eine Provision von 5% fünf) auf den Net—
torechnungswert°

Als Spesenzuschuß bei der Bearbeitung größerer aus wärtiger
Orte vergüten wir für jeden vollen Arbeitstag DM 3,- (drei)
und übernehmen die vollen Fahrtkosten 3° Klasseo

Spesen— oder Reisekostenzuschuß für die Werbung von Abonnen—
ten wird nicht gezahlt° Für jeden durch Sie gewonnenen Dauer—
Abonnenten auf den Oldesloer Landboten zahlen wir Ihnen eine
Prämie von DM 10» (eine)°
Ihre Tätigkeit bei uns ist als freier Mitarbeiter anzusehen°
Die Versteuerung Ihrer Provision etc„‚ Beitragsabführung zur
Sozialversicherung, sowie die arbeitsrechtliche Lage sind von
Ihnen zu beachteno"

Der Beiäelädene Rxxxx leistete bis zum 30° April 1952 freiwilli-

ge Beiträge zur Kranken— und zur Angestelltenversicherung„ Er be—

saß keinen Gewerbeschein, sondern nur eine Legitimationskarte9

wonach er berechtigt war, für des Stormarnér Tageblatt als An—

zeigenvertreter zu werben° Die Klägerin behielt Lohnsteuer ein

und führte sie an das Finanzamt abo Rxxxx zahlte keine Gewerbe-

steuer und„wurde nicht zur Einkommensteuer veranlegto Vom 1" Mai
1952 an übernahm die Klägerin den Beigeladenen Rxxxx in das An-

gestelltenverhältnis und meldete ihn bei der Beklagten zur 80—

zialversicherung an° Bei einer Betriehsprüfung erfuhr die Beklag—

te von der Tätigkeit Rxxxxx und forderte mit $chreiben vom 2°
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Januar 1953 von der Klägerin die Sozielversicherungsbeiträge

für Rexin vom 1„ Januar 1951 bis zum 30. April 1952 an° Die

hlägerin vertrat demgegenüber die Auffassung, Hxxxx sei nur

freier und seluständiger Mitarbeiter gewesen, denn er habe

selbst bestimmen können? wo und wenn er tätig werden wolle,

er habe auch andere Firmen vertreten könneno Die Beklagte

dagegen vertrat die Ansicht, Rxxxx sei schon vor seiner Be-

schäftigung beim Kläger in abhängiger sozialversieherungs—

pflichtiger Stellung gewesen, er gehöre somit zu den Perso—

nen, die berufsnäßig Lohmarbeit verrichten° Er sei persön-

lich von der Alägerin abhängig gewesen, weil er ein bestimm—

tes Arbeitsgebiet zugeteilt erhalten habe und nur für die

hlägerin tätig gewesen sei„ Die Vereinbarung, Rxxxx solle

freier hitarhciter sein, verstoße gegen @ 139 Abs° 1 Satz 2

EVO und sei daher nach % 159 Abs° 2 EVO nichtig°

Das Sozialgericht Lübeck hat die Feststellungsklage, daß die

Tätigkeit Rxxxxx selbständig und daher versicherungsfrei sei„

durch Urteil vom 300 September 1954 abgewiesen: Es komme auf

_die tatsächlichen persönlichen und wirtschaftlichen Verhält—

nisse an° üelbst eine deschäftigung nach 9 84 des Handelsge—

setzbuchs (HGB) könne, wie sich aus Abs„ 2 HGB ergebe, un—
selbständig sein° Auch Provision könne Entgelt im Sinne des

5 160 RVG sein° Die persönliche abhängigkeit des Beigelade—
nen von der Klägerin ergebe sich aus den Spesenzuschüssen

und aus dem abgegrenzten Tätigkeitsbereicho Im übrigen sei

in der Vereinbarung die Abfährung von Beiträgen zur Sozial—

versicherung erwähnt und damit die Schutzbedürftigkeit erw
kennt werdeno

Bas Landessozielgericht 3ehleswig»üolstein (LSG„) hat durch

Urteil vom 6a April 1955 die Berufung der Klägerin_zurück-
gewissen$ Für die Beurteilung der Sozialversicherungspfli:ht

seien nicht die vertraglichen Abmachungen, sondern die per-

sönlichen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verhält—
nisse maßgebend‚ wobei die persönliche Stellung im Vorder—

grund stehe° Vereinbarungen über die Verteilung der Sozial—

lasten seien nicht bindendo Aus der Vereinbarung ergehe sich,
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daß die Beteiligten den Beigeladenen für schutzbedürftig ge—
halten hätten° Bei der Beurteilung, ob eine selbständige oder un—
selbständige Tätigkeit vorliege, komme es auf die Einordnung in

den fremden Betrieb, die Pflicht, weisungen zu befolgen, die
Überwachung und Regelung der Arbeitszeit, die Arbeitsfolge und

das Arbeitsverfahren an, Die Form des Entgelts sei nicht entschei—

dend; die gezahlte Provision könne nicht ohne weiteres die Selb—
ständigkeit rechtfertigen° Nach der Rechtsprechung des früheren

Reichsversicherungsemts setze die Selbständigkeit einer Stelle

die persönliche Unabhängigkeit voraus° Dies komme auch in dem

Hendelsvertretergesetz vom 6, August 1953 (5 84 HGB) zum Aus—'

druck, wonach nur 922 Handelsvertreter als Selbständig bezeich—

net werde, der im wesentlichen seine Tätigkeit frei gestalten
und seine Arbeitszeit bestimmen könne; das wirtschaftliche Ho—

ment spiele dagegen keine Rolle° Wenn auch bei Beurteilung der

Versicherungspflicht die persönliche Abhängigkeit nicht allein

entscheidend sei, so komme ihr doch eine maßgebende Bedeutung

zu° Deshalb sei es von Bedeutung, daß Rxxxx nach Herk0mmen und,

“sozialer Stellung zu den Arbeitnehmern gehöre; er habe seit 1947

abhängige Arbeit geleistet und befinde sich in einer schwachen

wirtschaftlichen Lage° Die nach der schriftlichen Vereinbarung

weitgehend freie Gestaltung seiner Tätigkeit und seiner Üerbe-

methoden könnte nicht als Merkmale der Selbständigkeit gewertet

werden, weil dies in der Eigenart der Tätigkeit begründet sei°

Auch das Fehlen einer Aufsicht und einer Berichtspflicht spreche

nicht für die Selbständigkeit des Beigelsdenen° Entscheidend

für die Abhängigkeit sei das Fehlen des Unternehmerrisikos° Ein

wirtschaftliches Negnis sei — wenn überhaupt - nur in geringem

Umfange mit der Tätigkeit verbunden gewesen, "Soweit wirtschaft—

liche Voreussetzungen, etwa für Reisen in auswärtige Orte, er—
füllt sein mußten, habe die Klägerin diese für Rxxxx geschaffen,

-indem sie einen festen Spesensatz von 3,— BM täglich und die

Fahrtkosten 3„Klasse gezahlt habe," Für den Kläger (richtig:,

den Beigeladenen Rxxxx) sei damit ein freigewerbliches Risiko

bei seiner Tätigkeit überhaupt nicht übriggeblieben° Auch die

weitgehend gleichbleibenden Monatseinkünfte Rxxxxx für 1951/52

sprächen dafür, daß ein Unternehmerrisiko kaum vorgelegen habe"
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Was Rxxxx im Interesse der Klägerin zur Verfügung gestellt

habe, sei tatsächlich nur seine Arbeitskraft geweseno

Die Revision hat das LSG° nicht zugelassen, weil die Vor—

aussetzungen nicht gegeben seien° ln der Rechtsmittelbe-

lehrung hat das LSG„ nur auf die Rechtsmittelfristen, den

Sitz des Bundessozialgerichts (BSG„) und auf den Vertre—
terzwang vor dem BSG„ hingewiesen°

Das Urteil ist der Klägerin am 31„ Mai 1955 zugestellt wor-
den° Mit der am 250 Juli 1955 beim BSG‚-eingegangenen Re—
vision besntragt sie, das angefochtene Urteil und das Ur—

teil iss Sozialgerichts Lübeck aufzuhcben und festzustel—

len, daß die Tätigkeit des Anzeigen— und Abonnentenwerbers

Rxxxx für die Zeit vom 1° Januar 1951 bis zum 30. April 1952

nicht der Sozislversicherungspflicht unterliege°

Sie führt an, die Revisionsfrist sei nicht versäumt, weil die

Rechtsmittelbelehrung unrichtig gewesen sei° Sie ist der
Auffassung, das LSG° hätte die Revision zulassen müssen, weil

es von grundsätzlichen Entscheidungen des RVA„ abgewichen

sei°

Die Klägerin rügt ferner, das LSG. habe % 103 des Sozialge—
richtsgesetzes (SSG) verletzt; es habe den Sachverhalt nicht

unter Berücksichtigung der neu vorgebrachten Beweismittel

geprüft° Sie habe beantragt, ein Gutachten der Industrie—

und Handelskammer darüber beizuziehen, daß im Zeitungs—

und Verlagsgeschäft die Abonnentenwerber durchweg freiwil-

lige und selbständige Mitarbeiter seient Das angefochtene

Urteil verstoße in der materiellrechtlichen Beurteilung

gegen die Grundsätzlichen Entscheidungen des BVA° vom 3„

2° 1943 (AN 19435s. 106) und vom 9.12.1942 (AN 1944 8.242)°
Das Lana habe die Entscheidung allein darauf abgestellt, daß

RXXXX wirtschaftlichsnicht unabhängig gewesen sei° Darauf

komme es aber nach der Rechtsprechung des RVA (AN 1943
8° 106} nicht an, weil die wirtschaftliche Abhängigkeit bei

Unselbständigen und Selbständigen gleichermaßen gegeben sein

könne° Entscheidend sei das Maß der persönlichen Abhängig—
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keit° Bas LSG° wolle Unterschiede nach der Höhe und Gleichmäßig—

keit der Provision machen und den Vertreter, je nachdem, ob er
geringe oder hohe Einkünfte habe, als unselbständig oder als
selbständig ansehen° Das sei verfehlt° Das LSG. habe auch im

Gegensatz zu der im Tatbestand wiedergegebenen schriftlichen
Abmachung festgestellt, daß der Beigeladene für Reisen in aus—
wärtige Orte einen festen Spesensatz von 3,— DM täglich und die

Fahrtkosten 3, Klasse erhalten habe, während ihm in Wirklich—
keit dieser Betrag nur für die Anzeigenwerbung in größeren orten

gezahlt worden seio

Die Beklagte, die beigeladene Bundesversicherungsanstalt für

Angestellte und die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar—

beitslosenversicherung beantragen, die Revision als unzuläSsig

zu verwerten, hilfsweise, sie als unbegründet zurückzuweisen°

11

Obwohl die Revision gegen das am 31. Mai 1955 zugestellte Urteil

des LSG° erst am 25° Juli 1955 beim BSG. eingegangen ist, ist sie
fristgemäß eingelegt, weil die Rechtsmittelbelehrung des ange-

fochtenen Urteils unrichtig, nämlich unvollständig ist (BSG, 6,

S, 105)° In der Rechtsmittelbelehrung fehlt der hinweis darauf,

daß die Revision das angefochtene Urteil bezeichnen und einen be—

stimmten Antrag enthalten und außerdem die verletzte Rechtsnorm

und, soweit Verfahrensmängel gerügt werden,die Tatsachen und Be—

weismittel, die den Mangel ergeben, bezeichnen muß (BSG° 1 8,227)°

Die Zustellung des angefochtenen Urteils an den Kläger hat somit

nicht die Monatsfrist des % 164 Abs° 1 Satz.1-SGG‚ sondern die'

Jahresfrist des 5 66 Ab„„ 2 Satz 1 in Lauf gesetzt, Daher ist

die hevision beim ”BSG° rechtzeitig eingegangen°

Da das Landessozialgericht die Revision nicht zugelassen hat,

ist sie nur statthaft, wenn ein wesentlicher Mangel des Verfah—

_rens gerügt wird (5 162 Abs. 1 Nr° 2 SSG)° Die Rüge der klagen—

'den Firma, das Berufungsgericht hätte die Revision zulassen

müssen, weil es von EntscheidUngen des früheren Reichsversichew‚
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rungsamts abgewichen sei, greift nicht durch° Dabei kann

offen bleiben, ob und unter welchen Voraussetzungen die

Nichtzulassung trotz Vorliegens eines Zulassungsgrundes -
weil z„B° von einer Gründeätzlichen Entscheidung des Reichs—
versicherungsamts abgewichen wurde (@ 162 Abs° 1 Nr. 1, 2°

Helssatz SGG) - einen wesentlichen hangel des berufungsge-

richtliohen Verfahrens darstellt, Es ist nicht ersichtlich,

inwiefern das Lendessozislgericht von einer Entscheidung

des Reichsversieherungsemts abgewichen ist, denn die in der

Hevisionsschrift bezeichneten Entscheidungen des Reichsver-
sieherungsamts betreffen nicht, wie hier, Anzeigen- und Abon—

nentenggrbgr, sondern mit dem Egrtrieb von Zeitungen beauf—

tragte sogenannte Ortsagenten (AN, 1943 S, 106) und Bezirks—
vertreter eines Versicherungsunternehmens (AN° 1944 S, 242)°

Das Verfahren des Berufungsgerichts leidet jedoch, wie die

Revision mit Recht rügt, insofern an einem wesentlichen Man—

gel, als das Lendessozialgericht bei der Beurteilung, inwie—

weit der Beigeledene Rxxxx ein eigenes Unternehmerrisiko ge—

tragen hat, einen Sachverhalt zugrunde legt, der den im Ur—

teilstetbestand getroffenen_Feststellungen widerspricht°

Nach der Begründung seines Urteils hat das Landessozialge—

richt entscheidendes Gewicht darauf gelegt, daß für den Bei-

geladenen unter den gegebenen Umständen "ein freigewerbliches

Risiko überhaupt nicht übrigblieb"° Diese 50h1ußfolgerung

beruht auf der Annahme, die Klägerin habe sämtliche wirt-

schaftlichen Voraussetzun en für die Tätigkeit des Beige—

ladenen geschaffen, insbesondere die Fahrtkosten und das

Zehrgeld bei heisen nach auswärts getragen und der Beigela—

dene habe nur seine Arbeitskraft zur Verfügung gestellt" In—

soweit befindet sich das Berufungsgericht indessen in klarem

Gegensatz zu der von ihm selbst im Tatbestand des Urteils

wiedergegebenen Vereinbarung der Klägerin mit dem Beigela-

denen vom 22, Oktober 1949, die nach £ 128 SGGbei der recht—
lichen Würdigung des Gesamtergebnisses des Verfahrens nicht

außer acht gelassen werden durfte° Nach dieser Vereinbarung

vergütete die hlägerin dem Beigeladenen neben den Fahrtkosten
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"als Spesen bei der Bearbeitung größerer auswärtiger Orte für
jeden vollen Arbeitstag DM 3,4—"; einen Spesen— oder Reise-

kostenzuschuß für die Werbung von Abonnenten lehnte sie dagegen

ausdrücklich ab° Hieraus ergibt sich, daß der Beigeladene die
mit dem Besuch auswärtiger Orte verbundenen Unkosten (Fahr— und
Zehrgelder), für die Abonnentenwerbung in allen Orten und für

die Anzeigehwerbung in anderen als "größeren" Orten selbst zu
tragen hatte, Bei dieser — aus den schriftlich niedergelegten

Abmachungen klar ersichtlichen —
Gestaltung der Vertragsbe-

ziehungen entbehrt die Annahme des BerufungsgeTiehts, die Klä-

gerin sei für 3313 mit der Tätigkeit des Beigeledenen zusammen—
hängenden Unkosten aufgekommen, der tatsächlichen Grundlage;

sie überschreitet damit die Grenzen, die der richterlichen Über—

zeugungsbildung nach 5 128 SGGgez0gen sind (vgl° BSG, 4 S‚ 112)°
Da es nicht ausgeschlossen erscheint, daß das Berufungsgericht

bei richtiger Würdigung der erwähnten Vertragsbcstimnungen zu

einer anderen Auffassung über die seiner Ansicht nach entschei—

dende Frage des Unternehmerrisikos gelangt wäre, beruht sein

Urteil auf dem gerügten Verfahrensmangel und ist deshalb aufzu-

heben° Mangels hinreichender Feststellungen kann der Senat eine

eigene Sachentscheidung nicht treffen, sondern muß den Rechts-

streit an das Vordergericht zurückverweisen°

Bei der neuen Verhandlung und Entscheidung wird des Landesso—

zialgericht folgendes zu beachten haben: Nach feststehender

Rechtsprechung (vgl„Urtcil des Senats vom 25.2.1958 — 5 BK 73/55

- SozR°RVG@165 BL Aa 3 Nr., 6 und en., in AN, 1943, 106 [1'0y_7)
setzt das Bestehen eines Beschäftigungsverhältnisses im Sinne

der Reichsversicherungsordnung vor allem persönliche Abhängig—
keit des Beschäftigten voraus° Diese beurteilt sich in erster

Linie danach, ob und inwieweit der Beschäftigte in einen frem—

den Betrieb als Arbeitnehmer eingegliedert und den weisungen

des Arbeitgebers über die Ausführung der Arbeit zu folgen ver—
pflichtet ist (sec., 5, 30 557)„ Die Bindungan Weisungenkann
bei Außenbeschäftigten (z.B° Reisenden) namentlich in der Re—

gelung der Arbeitszeit, in der Bestimmung des deiseweges ein“
schließlich der aufzusuchenden Orte und ?ersonen und in der Fest-
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legung einer Pflicht, über den Erfolg der Tätigkeit laufend

zu berichten, zum Ausdruck kommen„ In dieser Richtung wird

das Lendessozialgericht noch weitere Ermittlungen anzustel—

len haben, insbesondere wird es — gegebenenfalls durch An—

hörung des Beigeladenen Rxxxx sowie von Angehörigen des Be—

triebs der Klägerin — aufklären müssen, ob der Beigeladene

innerhalb seines räumlichen Wirkungsbereiches nach Belieben

die Orte auswählen durfte, in denen er jeweils Anzeigenauf—
träge oder neue Bezieher für die Klägerin zu werben beab—

sichtigte° Da die Klägerin nach der schriftlich niedergeleg—

ten Vereinbarung dem Beigeledenen bei Reisen in größere 0r—\
te für die Werbung von Anzeigenaufträgen die Fahrtkosten zu

erstatten und einen Spesenzuschuß zu zahlen hatte, ist es

nicht au8geschlossen‚ daß sie auch bei der Auswahl der zu be—

reisenden Orte und der Reihenfolge ihres Besuchs ein gewis—

ses Weisungsrecht hatte„ Im übrigen wird das Landessozialge—

richt der in der Revisionsinstsnz vorgetragenen Behauptung

nachzugehen haben, der Beigeladene habe ihr täglich Bericht

erst3ttet‚und eng mit der ■edaktion zusammengearbeitet° In
diesem Zusammenhang wird das Berufungsgericht auch neu prü—

fen müssen, ob und inwieweit der Beigeladene ein eigenes Un—

ternehmerrisiko getragen hat° Der Wortlaut der schriftlich

niedergelegten Vereinbarung vom 22„ Oktober 1949, wonach der

Beigeladene hexin nicht gegen festes Gehalt, sondern gegen

Yrovision tätig werden sollte, spricht dafür, daß der Beige—

ladene ein solches Risiko — jedenfalls zum Teil - zu tragen

hatte° Ob diese vertragliche Regelung allerdings den für

die versicherungsreohtliche Beurteilung allein maßgebenden

vtatsächlichen Verhältnissen voll entsprochen hat, wird noch

näher aufzuklären sein; auffällig ist, eß die Monstsbezüge

des Beigelsdenen in der hier in ßetrscht nommendenZeit

z„T„ bis auf den Pfennig übereinstimmen° Im übrigen wird das
Lendessozislgericht zu beachten haben, daß jemand, der nicht

für eine Tätigkeit als solche, sondern für den Erfolg seiner

Arbeit bezahlt wird, in diesem Sinne also die Gefahr für sei—

ne aufgewsndte Arbeitsmühe trägt, in aller Regel freie Hand
in der Einteilung und Ausführung der hrbeit haben wird° Da

die Lbernehme des Unternehmerrisikos oder eines wesentlichen
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Teiles davon im allgemeinen für Freiheit bei der Gestaltung der
Arbeit spricht, ist umgekehrt das Fehlen jeglichen eigenen Risi-

kos in der Regel kennzeichnend für eine persönlichf abhängige,

weisungsgebundene Stellung° Daß der Beigeledene hier — jedenfalls
nach den schriftlich niedergelegten Abmachungen — zu einem erheb—

lichen Teil das Arbeitsrisiko getragen hat, ergibt sich schon '

daraus, daß er nicht gegen ein festes Gehalt, sondern
gegen Pro—

vision tätig werp Indessen kommt es, wie das L8G. zutreffend der-

gelegt het, auf das Gesamtbild der Stellung des Beigeladenen Rxxxx

an; die Übernahme eines Teiles des Unternehmérrisikos kann — ne—

ben anderen Gesichtspunkten — nur ein Anhalt für das Vorliegen
einer selbständigen Tätigkeit sein" Die Zahlung von Irovision

reicht jedenfalls für sich allein nicht aus, die persönliche db-

hängigkeit der Beschäftigung auszuschließen‚

Sollte sich hiernach ergeben, daß die Art der Beschäftigung des

Beigeladenen in den genannten Beziehungen weder einen sicheren

Schluß auf die Selbständigkeit noch auf die Unselbständigkeit
seiner Tätigkeit erlaubt, so wird weiterhin zu erwägen sein, ob

das gesagtbild der vom Beigeludenen ausgeübten Tätigkeit - unter
Berücksichtigung der Verkehrsanschauung (EVA. in AN, 1943, 106

■og/"') —in die eine oder andere Richtung weist‚ob der Beigela—
dene mithin während der streitigen Zeit im Mittelpunkt eines

'eigenen Unternehmens gestanden hat oder nur Glied eines fremden

Betriebes gewesen ist° In diesem Zusammenhang könnte auch die

Zugehörigkeit des Beigeladenen zum Kreise der regelmäßig in ver—
sicherungspflichtiger Beschäftigung stehenden Arbeitnehmer von

Bedeutung sein° Zu berücksichtigen wäre ferner, ob der Beigcla—

dene nach der ursprünglichen Vereinbarung mit der Klägerin auf

die Dauer die Stellung eines “freien Mitarbeiters" bekleiden

sollte oder ob diese Zeit von den Vertragspartnern von vorn-

herein mehr als eine Übergangs— und Probezeit angesehen wurde,

der Beigeladene also im delle der Bewährung mit der "Übernahme,

in das Angestelltenverhältnis" rechnen durfte° Im Rahmen einer

Gesemtabwägung aller Umstände kann schließlich auch die steuer—

und gewerberechtliche Stellung des Beigeladenen ein wichtiges

Merkmal für die Selbständigkeit oder Unselbständigkeit seiner
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Tätigkeit äarstellen (vglo das angeführte Urteil des Senats vom

‚25„ 2„ 1958 )„ '

Die Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfahrens bleibt

dem abschließenden Urteil des Berufungsgerichts vorbehalten°
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